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Analysen und Berichte Digitalisierung
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„Digitalland“ Deutschland?
Telekommunikationspolitische Ziele im Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD

Der Koalitionsvertrag der Großen Koalition enthält ambitionierte Aussagen in Bezug auf einen 
fl ächendeckenden Ausbau eines schnellen Internets. Es stellt sich die Frage, ob die konkreten 
Zielsetzungen diesen Ambitionen gerecht werden und mit den vorgesehenen Maßnahmen 
realisierbar sind. Der Fokus liegt dabei auf den auch im Koalitionsvertrag besonders prominent 
behandelten infrastrukturseitigen Aspekten eines kabelgebundenen Breitbandausbaus. 
Weitere Aspekte der Digitalisierung werden nur dort angesprochen, wo angebots- oder 
nachfrageseitige Wirkungen auf die Infrastruktur zu erwarten sind.
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Die Digitalisierung ist einer der großen „Megatrends“ un-
serer Zeit. Folgerichtig sind die Herausforderungen beim 
Übergang zu einer „Gigabit-Gesellschaft“ auch groß. Vor 
diesem Hintergrund überrascht es wenig, dass in dem 
schließlich von den bisherigen Regierungsparteien aus-
gehandelten Koalitionsvertrag1 der Digitalisierung viel 
Raum gegeben wird. Entsprechend ambitioniert ist auch 
die Wortwahl im Vertrag. Die Koalition möchte „große 
Schritte wagen, um an die Spitze zu kommen“, Deutsch-
land soll sich „in allen Bereichen zu einem starken Digital-
land entwickeln.“2 Ein besonderer Schwerpunkt wird im 
Koalitionspapier auf infrastrukturseitige Aspekte der Digi-
talisierung gelegt. Angestrebt wird „eine fl ächendecken-
de digitale Infrastruktur von Weltklasse.“3 In der Wort-
wahl an die hehren (doch leider nie erreichten) Ziele der 
Lissabon-Agenda der EU erinnernd wird nicht weniger 
gefordert als: „An die Welt spitze im Bereich der digitalen 
Infrastruktur“4 zu gelangen.

Zielsetzungen im Koalitionsvertrag

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die im Koalitions-
vertrag formulierte Zielsetzung, einen „fl ächendeckenden 
Ausbau mit Gigabit-Netzen bis 2025“ zu erreichen.5 Hier 
stellt sich zunächst die Frage, was mit „Gigabit-Netzen“ 
gemeint ist, da eine genaue Defi nition im Koalitionsver-
trag fehlt. Konkret geht es um die bekannte Diskussion, ob 
sogenannte Brückentechnologien (VDSL, Vectoring) und 
Kabelbreitbandnetze einbezogen werden sollen. So setzte 

1 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD: Ein neuer Aufbruch 
für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland. Ein neuer Zusam-
menhalt für unser Land, 19. Legislaturperiode, Berlin, 7.2.2018. 

2 Vgl. ebenda, Rn. 1607 ff.
3 Vgl. ebenda, Rn. 1612.
4 Vgl. ebenda, Rn. 1630.
5 Vgl. ebenda, Rn. 1631 f.

die Bundesregierung zur Erreichung des in der Digitalen 
Agenda festgesetzten Ziels einer fl ächendeckenden Breit-
bandinfrastruktur mit einer Downloadgeschwindigkeit von 
mindestens 50 Megabit pro Sekunde (Mbit/s) bis 2018 
noch explizit auf einen „effi zienten Technologiemix“6. Im 
scheinbaren Gegensatz hierzu wird im Koalitionsvertrag 
nun der „Netzinfrastrukturwechsel zur Glasfaser“ prokla-
miert.7 Noch im gleichen Absatz erfolgt dann allerdings 
eine Öffnung in der Zieldefi nition, wonach Glasfasernet-
ze lediglich möglichst „direkt“, und damit eben nicht not-
wendigerweise direkt bis zum Haus gelegt werden sollen.8 
Dahingegen sollen Schulen, Gewerbegebiete, soziale Ein-
richtungen in der Trägerschaft der öffentlichen Hand und 
Krankenhäuser bereits innerhalb dieser Legislaturperiode 
„direkt an das Glasfasernetz“ angebunden werden.9 Aus-
schließlich für die Anbindung dieser Einrichtungen gilt also 
eine technologische Festsetzung auf reine Glasfasernet-
ze bis zum Haus (im Gegensatz zur technologieneutra-

6 Vgl. Bundesregierung: Digitale Agenda 2014-2017, Berlin 2014, S. 9.
7 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, a. a. O., Rn. 1633.
8 Vgl. ebenda, Rn. 1634.
9 Vgl. ebenda, Rn. 1634 ff.
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len Formulierung „Gigabit-Netze“) unter Ausklammerung 
möglicher Brückentechnologien.

Eine solche Zielformulierung überrascht wenig vor dem 
Hintergrund des aktuellen Ausbaustandes und der bis-
herigen Politik einer Förderung (auch) des Ausbaus von 
Brückentechnologien. Glasfaseranschlussnetze (FTTH/B) 
waren Ende 2017 in Deutschland für gerade einmal 
3,11 Mio. Haushalte verfügbar und wurden von lediglich 
0,88 Mio. Haushalte n genutzt.10 Sie sind damit jenseits 
städtischer Gebiete die absolute Ausnahme. Deutsch-
land belegt bei dieser Technologie sowohl EU- als auch 
OECD-weit einen der letzten Ränge. 11 Gleichzeitig be-
steht mit den Kabelfernsehnetzen aber eine für über 60 % 
der Haushalte bundesweit verfügbare Infrastruktur, 12 die 
kurz- bis mittelfristig Bandbreiten im Gigabit-Bereich 
(zumindest im Downstream) ermöglichen wird.13 Und 
schließlich verfügt Deutschland über eine fl ächendecken-
de Anschlussinfrastruktur auf Kupferkabelbasis, die vom 
Altsassen sowie zum Teil auch von Wettbewerbsunter-
nehmen derzeit durch den sukzessiven Ausbau mit Glas-
faserteilstrecken bis zum Kabelverzweiger (VDSL/Vec-
toring) ertüchtigt wird und die Basis für einen zumindest 
langfristig angestrebten (wesentlich kostenintensiveren) 
Ausbau der Glasfaser bis zum Endkunden bilden soll.14

Man mag die Zieldefi nition des Koalitionsvertrags als we-
nig ambitioniert kritisieren.15 Vor dem Hintergrund des 
aktuellen Ausbaustandes, der zu erwartenden Marktent-
wicklungen und der mit einem FTTH/B-Ausbau verbun-
denen Kosten im hohen zweistelligen Milliardenbereich16 
 bei zugleich beschränkten physischen Ressourcen (vor 
allem im Tiefbau)17 erscheint ein zeitnaher fl ächendecken-

10 Vgl. Dialog Consult, VATM: 19. TK-Marktanalyse Deutschland 2017, 
Ergebnisse einer Befragung der Mitgliedsunternehmen im Ver-
band der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten 
(VATM), im 3. Quartal 2017, Düsseldorf 2017, S. 19, Abb. 15 (2017 als 
Jahresendwerte geschätzt).

11 Im Überblick A. Neumann, J. Sickmann: Stand und Perspektiven des 
Breitbandausbaus in Deutschland, IRNIK-Diskussionspapiere, Nr. 5, 
Bonn 2018, S. 1 ff.

12 Vgl. TÜV Rheinland: Bericht zum Breitbandatlas Mitte 2017, im Auf-
trag des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI). Teil 1: Ergebnisse, Berlin 2017, S. 7, Abb. 5.

13 Vgl. J. Sickmann, A. Neumann: Deregulierung und Verbraucherwohl-
fahrt auf dem deutschen Telekommunikationsmarkt, Studie im Auf-
trag des Verbraucherzentrale Bundesverbandes, Bonn 2017, S. 85.

14 Vgl. ebenda, S. 80 f.; sowie  A. Neumann, J. Sickmann, a. a. O., S. 10.
15 Vgl. Bundesverband Glasfaseranschluss (BUGLAS): Presse-State-

ment zum Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vom 7.2.2018, 
http://buglas.de/fi leadmin/user_upload/Pressestatement_Koalitions-
vertrag_07022018_VF.pdf (26.4.2018).

16 Vgl. für entsprechende Kostenschätzungen S. Jay, K.-H. Neumann, 
T. Plückebaum: Implikationen eines fl ächendeckenden Glasfaseraus-
baus und sein Subventionsbedarf, WIK-Diskussionsbeitrag, Nr. 359, 
Bonn 2011, S. 73; sowie K.-H. Neumann: Was kommt nach 2018 in der 
Breitbandpolitik?, WIK-Newsletter, Nr. 95, 2014, S. 2.

17 Siehe hierzu und zum Folgenden überblicksartig A. Neumann, J. 
Sickmann, a. a. O., S. 12 ff.

der Ausbau mit Glasfaser bis zum Endkunden aber weder 
erreichbar noch notwendigerweise wünschenswert und 
die gewählte Zielformulierung daher durchaus nachvoll-
ziehbar. Dies gilt erst recht vor dem Hintergrund, dass 
gemäß der (stark divergierenden) Prognosen bis 2025 in 
Bezug auf die Nachfrage kein allgemeiner Bandbreiten-
bedarf im Gigabit-Bereich zu erwarten scheint.

Die Zielvorgaben im Koalitionsvertrag sind auch bezüg-
lich der auf EU-Ebene formulierten Ziele zu betrachten. 
Dies betrifft die drei im September 2016 in einer Mitteilung 
bekanntgegebenen strategischen Konnektivitätsziele der 
EU-Kommission, die bis 2025 erreicht werden sollen:18

1. Alle sozioökonomischen Schwer punkte wie Schulen, 
Verkehrsknotenpunkte und Hauptanbieter öffentlicher 
Dienste sowie stark digitalisierte Unternehmen sollen 
eine Gigabit-Anbindung erhalten.

2. Alle europäischen Privathaushalte sollen Zugang zu 
einem Internetanschluss mit mindestens 100 Mbit/s 
erhalten, der auf Gigabit-Geschwindigkeit aufgerüstet 
werden kann.

3. Alle Stadtgebiete und alle wichtigen Landverkehrsver-
bindungen sollten mit einer durchgängigen 5G-Kon-
nektivität versorgt werden, als Zwischenziel bis 2020 
mindestens eine Großstadt in jedem Mitgliedstaat.

Legt man den Koalitionsvertrag und die Mitteilung der Kom-
mission nebeneinander, ist eine Überlappung in der Ziel-
setzung unübersehbar.19 Augenfälligster Unterschied ist die 
Abweichung in den für Privathaushalte angestrebten Band-
breiten. Auch dieser wird jedoch nicht unerheblich relativiert. 
Denn einerseits muss die von der Kommission vorgesehe-
ne Bandbreite von 100 Mbit/s auf Gigabit-Geschwindigkeit 
aufrüstbar sein, muss also die Möglichkeit einer Gigabit-
Anbindung bestehen. Zugleich kann eine Bandbreite von 
100 Mbit/s derzeit über eine kupferkabelbasierte Anbindung 
des Haushaltes nur erreicht werden, wenn die Glasfaser-
elemente des Netzes hinreichend nahe an den Haushalt he-
rangeführt wurden. Andererseits sind Brückentechnologien 
nach dem Koalitionsvertrag nicht ausgeschlossen, sofern 
sie „Gigabit-Netze“ darstellen. Hierfür wären die Kriterien 
allerdings noch zu defi nieren. Erst eine Konkretisierung wird 
zeigen, ob die Ambitionen der nationalen Breitbandstrategie 
wesentlich über die Ziele der Kommission hinausgehen, wie 
es für eine führende Industrienation nach Dafürhalten vieler 

18 Vgl. Europäische Kommission: Konnektivität für einen wettbewerbs-
fähigen digitalen Binnenmarkt – Hin zu einer europäischen Gigabit-
Gesellschaft, COM(2016) 587 fi nal, S. 5 ff.

19 Dies gilt auch für das hier nicht weiter betrachtete 5G-Ausbauziel.
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Industrievertreter angezeigt wäre und von der Wortwahl des 
Koalitionsvertrages (Weltspitze) auch nahegelegt wird.

Gigabitinvestitionsfonds

Während in den Diskussionen um den Breitbandausbau 
bisher insbesondere Fragen der Anreizsetzung für priva-
te Investitionen durch eine Überarbeitung der Regulie-
rung im Fokus standen,20 sieht der Koalitionsvertrag vor 
allem eine staatliche Förderung des Breitbandausbaus 
mit einem „Gigabitinvestitionsfonds“21 vor. Hierzu sollen 
die Erlöse der anstehenden Mobilfunkspektrumvergabe 
zweckgebunden bereitgestellt und der Restbedarf mit 
Haushaltsmitteln fi nanziert werden.22

Ferner ist festgehalten, dass „ausschließlich Ausbauab-
schnitte förderfähig sind, die mit Glasfasertechnologie aus-
gebaut werden“23. Diese Formulierung im Koalitionsvertrag 
ist interpretationsbedürftig, betrifft sie doch die Frage der 
Förderfähigkeit von Brückentechnologien. Eine enge Ein-
grenzung der Förderfähigkeit würde eine Verlegung der 
Glasfasernetze bis zum Haus erfordern, was mit Blick auf 
die nach derzeitigem Stand der Technik größtmögliche Zu-
kunftsfähigkeit insbesondere von den Wettbewerberverbän-
den häufi g gefordert wird.24 Aufgrund der gewählten Formu-
lierung ist es aber denkbar, dass neben Glasfaserleitungen 
bis zum Haus auch zukünftig Brückentechnologien in den 
Genuss von Fördermitteln kommen, soweit sie mit dem ab-
schnittsweisen (und eben nicht notwendigerweise durch-
gängigen) Ausbau von Glasfaserleitungen verbunden sind.25 
In der Praxis wird die neue Bundesregierung allerdings ent-
sprechenden Bekundungen zufolge eine solche Förderung 
von Brückentechnologien nicht fortsetzen, sondern sich hier 
auf reine Glasfasernetze bis zum Haus konzentrieren.26

Durch eine wettbewerbskonforme Gewährung von Aus-
baubeihilfen kann die einem privatwirtschaftlichen Netz-
ausbau entgegenstehende Finanzierungslücke geschlos-
sen werden, die insbesondere in ländlichen Regionen 
zwischen den Kosten eines Netzausbaus und den erwar-
teten Einnahmen bestehen kann. Beihilfen können so-
mit ein wichtiges und legitimes Mittel zur Förderung des 

20 Auf die Begrenztheit einer Anreizsetzung hinweisend A. Neumann et 
al.: Reformbedarf des europäischen Rechtsrahmens für elektronische 
Kommunikation. Recht und Ökonomie der Telekommunikationsregulie-
rung in Zeiten der Gigabit-Gesellschaft, Frankfurt a. M. 2017, S. 170 ff.

21 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, a. a. O., Rn. 1641 f.
22 Vgl. ebenda, Rn. 1642 ff.
23 Vgl. ebenda, Rn. 1646 f.
24 Vgl. VATM: Statement zu den Ergebnissen der Koalitionsverhandlungen 

„An die Weltspitze im Bereich der digitalen Infrastruktur“, Köln 2018.
25 Ebenso vgl. T. J. Gerpott: Zweifelhafte Gigabit-Versprechen, in: 

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 14.2.2018, S. 19.
26 D. Rzepka: „Neue Förderstrategie“: GroKo gibt Dobrindts Breitband-Ziel 

auf, heute.de-Beitrag vom 7.3.2018, https://www.zdf.de/nachrichten/
heute/groko-gibt-breitband-ziel-von-dobrindt-auf-100.html (26.4.2018).

Netzausbaus27 und insbesondere zur Schließung von Ver-
sorgungslücken28 sein, solange am Primat eines grund-
sätzlich marktgetriebenen Ausbaus festgehalten und die 
Fördermittel in einem wettbewerbsneutralen Verfahren so 
sparsam wie möglich vergeben werden. Die bestehen-
den beihilferechtlichen Regelungen der EU würden einen 
Zugang zu den mit staatlichen Fördermitteln errichteten 
Netzen  sicherstellen, um Wettbewerb auf der nachgela-
gerten Diensteebene zu ermöglichen (Open Access).29 Vor 
dem Hintergrund der normativen Vorgabe von Ausbauzie-
len durch die Politik erscheint eine staatliche Bereitstel-
lung der hierfür erforderlichen Mittel jedenfalls zielgerich-
teter und effektiver als eine (in ihrem Ausmaß ungewisse) 
Setzung von Investitionsanreizen durch eine Rückführung 
der sektorspezifi schen Regulierung unter Inkaufnahme 
negativer Auswirkungen auf den Wettbewerb.

Eine umfangreiche Förderpolitik ist allerdings nicht gänz-
lich unstrittig. Demzufolge wurde bereits erste Kritik von 
Industrievertretern geäußert.30 Hintergrund dürfte die 
Angst um die mit Mitteln aus dem Fonds geförderte Er-
richtung einer parallelen Breitbandinfrastruktur und einer 
dadurch (in Teilen) erfolgenden Entwertung eigener Inves-
titionen sein. Diese Sorge dürfte durch die Ankündigung 
im Koalitionsvertrag genährt werden, die Aufgreifschwel-
len für eine Förderung anzupassen,31 also die Bandbreiten, 
deren aktuelle bzw. künftige Verfügbarkeit als nicht aus-
reichend angesehen wird, sodass ein Netzausbau unter 
Inanspruchnahme staatlicher Mittel in Betracht kommt. 
Mit einer Anhebung dieser Aufgreifschwellen – gar in den 
Gigabit-Bereich hinein – wäre die Gefahr eines Überbaus 
bestehender und gegebenenfalls noch nicht armortisier-
ter Infrastrukturen verbunden.32 Das dürfte in erster Linie 
VDSL-basierte Anschlussnetze betreffen, die nicht nur 
von der Telekom Deutschland, sondern insbesondere im 
ländlichen Raum im erheblichen Umfang auch von regio-
nal tätigen Wettbewerbern (unter anderem Tochtergesell-
schaften von Stadtwerken) errichtet wurden. Hier bedarf 
es also eines Spagats zwischen der Förderung des beab-
sichtigten Ausbaus von Gigabit-Netzen in unterversorgten 

27 Vgl. M. Freund, T.-L. Bary: Beihilfen im Breitbandsektor. Vorteile und 
Probleme der überarbeiteten Allgemeinen Gruppenfreistellungsver-
ordnung (AGVO) der Europäischen Kommission, in: MMR MultiMedia 
und Recht, 18. Jg. (2015), H. 4, S. 231 f.

28 Vgl. T. Fetzer: Breitbandinternetzugang als Universaldienst? Recht-
liche Zulässigkeit und ökonomische Angemessenheit einer Univer-
saldienstverpfl ichtung, in: MMR MultiMedia und Recht, 14. Jg. (2011), 
H. 11, S. 710.

29 Art. 52 Abs. 5, Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (EU) Nr. 
651/2014; Rn. 78 lit. g der Breitbandleitlinien 2013/C 25/01 der Kom-
mission.

30 Bundesverband Breitbandkommunikation (BREKO): BREKO-State-
ment zum Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD, Pressemitteilung 
vom 7.2.2018.

31 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, a. a. O., Rn. 1651 f.
32 Vgl. S. Knapp: Das Breitbandförderprogramm des Bundes, in: N&R 

Netzwirtschaften und Recht, 14. Jg. (2017), H. 5, S. 206.
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Gebieten33 und dem Schutz berechtigten Vertrauens ge-
rade solcher Unternehmen, die in den letzten Jahren zur 
Erreichung der bisherigen Next-Generation-Access-Aus-
bauziele (NGA-Ausbauziele) beigetragen haben.

Wesentlich grundsätzlicherer Natur ist schließlich die 
Frage, ob mit Hilfe der bereitgestellten Fördermittel die 
angestrebten Ausbauziele auch erreicht werden kön-
nen. Zweifel sind dabei weniger aufgrund des Volumens 
des Investitionsfonds angebracht. Dieses übersteigt mit 
10 Mrd. Euro bis 12 Mrd. Euro die seit Oktober 2015 bis-
her bereitgestellte Fördersumme von insgesamt 4 Mrd. 
Euro34 bei weitem. Es erscheint vor dem Hintergrund der 
in der ökonomischen Literatur errechneten Schätzung 
des Zuschussbedarfs für einen fl ächendeckenden Glas-
faserausbau in Höhe von ca. 14 Mrd. Euro35 auch grund-
sätzlich ausreichend. Potenziell kritisch ist stattdessen, 
ob die Mittel überhaupt im erforderlichen Maße abgerufen 
werden, was in der Vergangenheit nicht umfassend ge-
währleistet war.36 Insoweit ist neben den Ressourcen eng-
pässen (vor allem im Tiefbau) zu berücksichtigen, dass 
ein Abruf der Fördermittel mit einem nicht unerheblichen 
Verwaltungsaufwand verbunden sein kann.

Allerdings haben die Verhandlungsführer diese Herausfor-
derung offenkundig erkannt und daher im Koalitionsvertrag 
festgehalten, die „Förderbedingungen [zu] vereinfachen 
und so [zu] verändern, dass eine zeitnahe Realisierung 
möglich wird.“37 Angesprochen dürften damit vor allem 
die „Rahmenregelung der Bundesrepublik Deutschland 
zur Unterstützung des Aufbaus einer fl ächendeckenden 
NGA-Breitbandversorgung“ vom 15. Juni 2015 und die auf 
ihr basierende Breitbandförderrichtlinie des Bundes sein.38 
Insoweit haben die seither gemachten Erfahrungen bereits 
einiges Optimierungspotenzial erkennen lassen. Es bleibt 
abzuwarten, ob durch seine Nutzung die erhoffte Verein-
fachung erreicht und die erforderliche Beschleunigung der 
Vergabe erzielt werden kann.39 Zu berücksichtigen sind 
hierbei auch die EU-rechtlichen Bestimmungen, innerhalb 
derer zwar grundsätzlich ein Vereinfachungspotenzial be-
steht, die diesem aber auch Grenzen setzen.40

33 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, a. a. O., Rn. 1648 f.
34 Vgl. BMVI Bundesbreitbandbüro: Bundesförderprogramm Breitband 

auf 4 Milliarden Euro aufgestockt, Berlin 2016.
35 Vgl. S. Jay, K.-H. Neumann, T. Plückebaum, a. a. O., S. 67.
36 F. Steiner: Breitbandausbau: Bund wird Fördermittel nicht los, heise online 

vom 13.2.2018, https://www.heise.de/newsticker/meldung/Breitbandaus-
bau-Bund-wird-Foerdermittel-nicht-los-3966561.html (26.4.2018).

37 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, a. a. O., Rn. 1649 ff.
38 Ausführlich hierzu  S. Knapp, a. a. O.
39 Kritisch: T. J. Gerpott: Digitalpolitik im Koalitionsvertrag der neuen Re-

gierung: Gleichermaßen Licht und Schatten, in: Net, 72. Jg. (2018), Nr. 4.
40 Siehe etwa M. Freund, T.-L. Bary, a. a. O., S. 231; B. Holznagel, H. 

Beine: Rechtsrahmen staatlicher Breitbandförderung – Herausforde-
rungen für Bund, Länder und Kommunen im „Regelungsgestrüpp“, in: 
MMR MultiMedia und Recht, 18. Jg. (2015), H. 9, S. 568-571.

Open Access mit Ex-post-Kontrolle

Neben einer direkten Investitionsförderung sollen wei-
terhin Anreize für den privatwirtschaftlichen Glasfaser-
ausbau durch eine Reform der wettbewerbsfördernden 
Marktregulierung geschaffen werden. Hierzu soll die 
bisherige „detailliert[e] ex-ante-Regulierung“ durch „ein 
Modell des diskriminierungsfreien Zugangs (im Sinne 
des Open-Access)“ ersetzt werden, bei dem die Regu-
lierungsbehörde „eine ex-post-Kontrolle in Streitfällen“ 
durchführt.41 Dieses im Koalitionsvertrag nicht weiter spe-
zifi zierte Regulierungsmodell soll vorerst auf Kooperatio-
nen beschränkt sein, also auf Konstellationen, in denen 
Unternehmen eine Zusammenarbeit bei der Errichtung 
von Infrastruktur vereinbaren, etwa durch den gemein-
samen Aufbau von Netzbestandteilen oder durch die 
Zusicherung bestimmter Abnahmemengen, um die Wirt-
schaftlichkeit des Ausbaus zu gewährleisten.

Die Koalition knüpft mit dieser Maßnahme an einen bei 
der aktuellen Novellierung des europäischen Rechtsrah-
mens für die elektronische Kommunikation vorgelegten 
Reformvorschlag für Kooperationen (der Kommissions-
vorschlag spricht von „Koinvestitionen“) an, der unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Freistellung von der 
marktmachtabhängigen Vorabregulierung für Koinves-
titionsvorhaben vorsieht.42 Dass Kooperationsmodelle 
durch eine symmetrischere Verteilung der Investitions-
risiken auf mehrere Marktakteure sowie eine Bündelung 
von Ressourcen Anreize für private Investitionen schaffen 
können, ist in der Literatur weitgehend anerkannt.43 Die 
investitionsfördernden Wirkungen von Kooperationen 
entfalten sich aber nicht „kostenlos“. Vielmehr sind mög-
liche Zielkonfl ikte (Trade-offs) zwischen investitionsför-
dernden und wettbewerbsmindernden Wirkungsweisen 
zu berücksichtigen.44

41 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, a. a. O., 
Rn. 1655 ff.

42 Vgl. J. Sickmann, A. Neumann: Regulierungsferien für Koinvestitio-
nen?, in: K&R Kommunikation & Recht, 21. Jg. (2018), H. 2, S. 92-99.

43 Vgl. R. Nitsche, L. Wiethaus: Access Regulation and Investment in 
Next Generation Networks. A Ranking of Regulatory Regimes, in: 
International Journal of Industrial Organization, 29. Jg. (2011), H. 2, 
S. 263-272; sowie W. Briglauer, C. Cambini: The Role of Regulation 
in Incentivizing Investment in New Communications Infrastructure, im 
Auftrag der Deutschen Telekom, 2017.

44 Eher kritisch etwa Monopolkommission: Sondergutachten 78: Te-
lekommunikation 2017: Auf Wettbewerb bauen!, Sondergutachten 
der Monopolkommission gemäß § 121 Abs. 2 TKG, Bonn, 4..12.2017, 
S. 60 ff., Rn. 133 ff; vgl. auch J. Krämer, I. Vogelsang: Co-Investments 
and Tacit Collusion in Regulated Network Industries. Experimental 
Evidence, in: Review of Network Economics, 15. Jg. (2016), H. 1, S. 35-
61; R. Feasey, M. Cave: Policy towards competition in high-speed 
broadband in Europe, in an age of vertical and horizontal integration 
and oligopolies, Project Report, Brüssel 2017. Sehr früh bereits Bun-
deskartellamt: Hinweise zur wettbewerbsrechtlichen Bewertung von 
Kooperationen beim Glasfaserausbau in Deutschland, Bonn 2010.
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Unabhängig von der in Wissenschaft und Praxis strittigen 
Frage, wie man vor dem Hintergrund dieser notwendigen 
Abwägungen regulatorische Erleichterungen für Koope-
rationsmodelle bewertet, sind allerdings drei Aspekte zu 
beachten: 

• Erstens wird die investitionsfördernde Wirkung von 
Regulierungserleichterungen für Kooperationen in ih-
rem Ausmaß begrenzt sein.45 Es ist zu vermuten, dass 
den Verhandlungsführern dieser Sachverhalt bewusst 
war und sie sich auch deshalb zusätzlich für die sehr 
massive Bereitstellung von Fördermitteln entschieden 
haben. 

• Zweitens ist mit einer erheblichen Zunahme der Regu-
lierungskomplexität zu rechnen.46 

• Und drittens kann bereits heute die Bundesnetzagen-
tur Kooperationen auf allen Ebenen der Marktregulie-
rung berücksichtigen und auf dieser Grundlage nach 
einer Einzelfallprüfung die Reichweite und Intensität 
 der Vorabregulierung verringern.47

Auch für den im Koalitionsvertrag angedeuteten Fall ei-
ner zukünftigen Ausweitung des vorgeschlagenen neuen 
Regulierungsregimes über Kooperationen hinaus wür-
den der investitionsfördernden Wirkung eines solchen 
Reformschritts enge Grenzen gesetzt. So käme eine 
Ausweitung für die Erreichung der im Koalitionsvertrag 
formulierten Konnektivitätsziele potenziell zu spät. Und 
auch ganz grundsätzlich wird die investitionsfördernde 
Wirkung durch Maßnahmen der wettbewerbsfördern-
den Marktregulierung in zweierlei Hinsicht limitiert sein: 
Sie basiert erstens auf sehr komplexen, teils entgegen-
gerichteten und in aller Regel mittelbaren Wirkzusam-
menhängen.48 Zweitens erfordert eine Förderung des 
Netzausbaus durch regulatorische Erleichterungen eine 

45 Vgl. J. Sickmann, A. Neumann: Deregulierung …, a. a. O., S. 119.
46 Vgl. dies.: Regulierungsferien  …,  a. a. O., S. 98 mit weiteren Nachwei-

sen; sowie mit Bezug auf die Regelung im Koalitionsvertrag kritisch T. 
J. Gerpott: Digitalpolitik im Koalitionsvertrag ..., a. a. O.

47 Siehe insbesondere mit Bezug auf die unionsrechtlichen Vorgaben 
Gremium Europäischer Regulierungsstellen für elektronische Kom-
munikation (GEREK): BEREC views on Article 74 of the draft Code Co-
investment and „very high-capacity (VHC) networks“, BoR, Nr. (17) 87, 
S. 2; J. Sickmann, A. Neumann: Deregulierung …, a. a. O., S. 196.

48 In der theoretischen und empirischen Literatur besteht kein Konsens 
über den Zusammenhang zwischen der Intensität der Regulierung 
und dem Investitionsniveau. Vgl. A. Neumann et al., a. a. O., S. 120 ff.; 
sowie C. Cambini, Y. Jiang: Broadband investment and regulation. A 
literature review, in: Telecommunications Policy, 33. Jg. (2009), H. 10-
11, S. 559-574. Vgl. zudem etwa  J. Haucap, U. Heimeshoff, M. R. J. 
Lange: The impact of tariff diversity on broadband penetration – An 
empirical analysis, in: Telecommunications Policy, 40. Jg. (2016), H. 8, 
S. 743-754; sowie  T. J. Gerpott, P. Winzer: Entgelte für kupferbasierte 
Teilnehmeranschlussleitungen und Entwicklung des Marktes, in: N&R 
Netzwirtschaften und Recht, 10. Jg. (2013), H. 5, S. 178-184.

Regulierungsbedürftigkeit als Anknüpfungspunkt. Wenn 
das politisch gewünschte Niveau der Versorgung über 
das (einzel-)wirtschaftlich tragfähige Investitionsniveau 
hinausgeht, dann resultiert ein Marktversagen aber pri-
mär nicht aus unzureichendem Wettbewerb, sondern al-
lenfalls aus einer fehlenden Einpreisung positiver externer 
Effekte im Sinne positiver Übertragungseffekte, die es 
auch nicht primär mit dem Instrument der wettbewerbs-
fördernden Marktregulierung zu adressieren gilt.49

Ungeachtet der regulierungspolitischen Bewertung wirft 
die angekündigte Neuausrichtung mit Blick auf die EU-
rechtlichen Vorgaben auch erhebliche Umsetzungsfragen 
auf. So bleibt es vor allem unklar, wie die Bundesregierung 
den im Koalitionsvertrag angekündigten Wechsel des Re-
gulierungsmodells umsetzen könnte. Einem früheren Ver-
such, Investitionen und Innovationen durch eine gesetzliche 
Regulierungsfreistellung für „neue Märkte“ anzuregen (§ 9a 
Telekommunikationsgesetz, TKG),50 hat der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) wegen eines unzulässigen Eingriffs in 
das Ermessen der nationalen Regulierungsbehörde einen 
Riegel vorgeschoben.51 Hieran anknüpfend vertritt das 
Bundesverwaltungsgericht die Auffassung, dass eine nati-
onale Vorschrift, die dieses Ermessen ohne entsprechende 
Ermächtigung im europäischen Rechtsrahmen einschränkt, 
mit EU-Recht unvereinbar ist.52 Auch ministerielle Weisun-
gen sind nach Art. 3 Abs. 3a UAbs. 1 der Rahmenrichtli-
nie 2002/21/EG grundsätzlich unzulässig und verletzen die 
richtlinienrechtlich vorgegebene Unabhängigkeit der Regu-
lierungsbehörde.53 Zwar lässt das Richtlinienrecht eine Auf-
sicht im Einklang mit dem nationalen Verfassungsrecht zu. 
Einer gerade mit Blick auf die richtlinienrechtlichen Zielset-
zungen gewonnenen Auffassung zufolge ist dieser Bereich 
aber auf eine bloße Rechtsaufsicht sowie fachaufsichtliche 
Maßnahmen ohne Rückwirkung auf Regulierungsentschei-
dungen beschränkt.54 Dann wäre es der Bundesregierung 

49 Vgl. A. Neumann et al., a. a. O., S. 182 f.; J. Sickmann: Der europä-
ische Kodex für die elektronische Kommunikation: Überholspur Gi-
gabit, Kollateralschaden Wettbewerb?, in: N&R Netzwirtschaften und 
Recht, 14. Jg. (2017), H. 3&4, S. 129.

50 Hierzu ausführlich und unter Hinweis auf den Verstoß gegen EU-
Recht ablehnend A. Neumann: Richtlinienkonformität der vom Deut-
schen Bundestag verabschiedeten Vorschrift zur Regulierung neuer 
Märkte, IRNIK-Diskussionspapier, Nr. 1, Bonn 2006.

51 EuGH, ECLI:EU:C:2009:749, Rn. 91 ff., Urteil vom 3.12.2009 – Rs. C-
424/07 – Kommission/Deutschland.

52 BVerwG, CR 2010, 440, 441 Rn. 15, Urteil vom 27.1.2010 – Az. 6 C 22.08.
53 EuGH, ECLI:EU:C:2017:593, Rn. 56, Urteil vom 26.7.2017 – Rs. C-

560/15 – Europa Way und Persidera.
54 M. Ruffert, C. Schmidt, in: F. J. Säcker (Hrsg.), TKG Telekommunika-

tionsgesetz – Kommentar, 3. Aufl ., Frankfurt a. M., 2013; § 116, Rn. 18 
– 20; noch weitergehend Monopolkommission: Sondergutachten 56: 
Telekommunikation 2009: Klaren Wettbewerbskurs halten, Sonder-
gutachten der Monopolkommission gemäß § 121 Abs. 2 TKG, Bonn, 
14.12.2009, S. 74 f., Tz. 147 ff.; anderer Ansicht T. Fademrecht, T. Fetzer, 
in: H.-W. Arndt, T. Fetzer, J. Scherer, K. Graulich (Hrsg.): TKG Telekom-
munikationsgesetz Kommentar, 2. Aufl ., Berlin 2015, § 116 Rn. 16 ff.
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kaum möglich, ohne Änderung der EU-rechtlichen Vorga-
ben den Regulierungswechsel zu vollziehen.

Für die Regulierungspraxis viel bedeutsamer ist daher, 
dass die Möglichkeiten einer differenzierten Ausgestal-
tung der Regulierung im Bereich der Glasfaseranschluss-
infrastrukturen in Deutschland von der dafür zuständigen 
Regulierungsbehörde wahrgenommen, genutzt und in 
zukunftsgerichteter Weise weiterentwickelt werden. So 
wurden die Entgelte für die Gewährung des Zugangs zur 
massenmarktfähigen Glasfaserteilnehmeranschlusslei-
tung lediglich einer Ex-post-Aufsicht unterworfen.55 Auch 
hat die Bundesnetzagentur 2017 die Möglichkeiten, die 
(Entgelt-)Regulierung bei FTTH/B-Vorleistungsprodukten 
zurückzufahren, zum Gegenstand einer grundsätzlichen 
Konsultation gemacht.56 Und erst kürzlich hat der Präsi-
dent der Bundesnetzagentur betont, „dass die Glasfaser 
regulatorisch anders behandelt werden kann und muss 
als das Kupfernetz“.57 Die EU-rechtlich problematischen 
Handlungsankündigungen von bundespolitischer Seite 
dürften ihre eigentliche Bedeutung damit in der begrü-
ßenswerten Absage an eine im Vorfeld und wohl auch im 
Verlauf der Koalitionsverhandlungen diskutierte vollstän-
dige Regulierungsfreistellung haben.

Anspruch auf schnellen Internetzugang

Mit dem Förderfonds für Gigabit-Netze und dem Open-
Access-Modell sind die im Koalitionsvertrag vorgese-
henen Instrumente beschrieben, die nach Ansicht der 
Verhandlungsführer sicherstellen, „das Ziel eines fl ä-
chendeckenden Zugangs zum schnellen Internet aller 
Bürgerinnen und Bürger [zu] erreichen“. Für einen solchen 
Zugang soll schließlich ab dem 1. Januar 2025 ein recht-
lich abgesicherter Anspruch bestehen, der bis zur Mitte 
der Legislaturperiode ausgestaltet werden soll.58 Im Koa-
litionsvertrag wird damit noch nicht geregelt, in welchem 
gesetzlichen Rahmen dieser Anspruch auf „schnelles In-
ternet“ verankert werden soll. Auch bleibt offen, wie der 
Anspruch von den Betroffenen gegebenenfalls (gericht-
lich) durchgesetzt werden kann. Und schließlich wird mit 
der gewählten Formulierung ebenso offengelassen, auf 
welche Qualitätseigenschaften sich der Anspruch auf Zu-
gang zu „schnellem Internet“ zukünftig beziehen soll.

Am ehesten dürfte damit an den derzeit in § 84 Abs. 1 
TKG ausformulierten Anspruch auf Erbringung von Uni-

55 Bundesnetzagentur: Beschluss vom 1.9.2016 – Az. BK 3g-15/004, S. 3 ff.
56 Dies.: Fragen der Entgeltregulierung bei FttH/B-basierten Vorleistungs-

produkten mit Blick auf den Ausbau hochleistungsfähiger Glasfaserin-
fra strukturen, 2017.

57 J. Homann: Standpunkt zum Glasfaserausbau, in: Frankfurter Allge-
meine Zeitung vom 1.2.2018.

58 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, a. a. O., Rn. 1666 f.

versaldienstleistungen angeknüpft werden. Wie auch 
dieser setzt der nun angekündigte rechtlich abgesicherte 
Anspruch in jedem Fall die Verfügbarkeit entsprechender 
Leistungen voraus. Das legt eine Ausweitung des etab-
lierten Instruments des Universaldienstes nahe.59 Kenn-
zeichnend für den Universaldienst ist die Bereitstellung 
eines Mindestangebots (Grundversorgung) an Diensten 
mit defi nierter Qualität für sämtliche Endnutzer unabhän-
gig von ihrem Wohn- oder Geschäftsort (territoriale Kom-
ponente) zu einem erschwinglichen Preis (soziale Kompo-
nente). Die Debatte um einen Breitbanduniversaldienst ist 
nicht neu und wurde bereits 2008 auf EU-Ebene geführt, 
der Grundidee des Universaldienstes folgend damals 
allerdings mit Fokus auf eher niedrigbandbreitige, tradi-
tionelle Breitbandzugangsnetze zur Sicherstellung eines 
universell verfügbaren Zuganges zu den grundlegenden, 
von der Mehrheit der Bürger bereits genutzten Dienste.60

Die Vereinbarung im Koalitionsvertrag steht hingegen in 
Zusammenhang mit den ebenso im Koalitionsvertrag 
normativ festgesetzten Breitbandausbauzielen und den 
diesbezüglich vorgesehenen Maßnahmen. Und auch die 
Interpretation aus den Reihen der Verhandlungsparteien 
stellt das „Recht auf schnelles Internet“ in einen unmittel-
baren Zusammenhang mit den Breitbandzielen. 61 Die Er-
weiterung des Universaldienstumfangs um einen Zugang 
zum „schnellen Internet“ erscheint aber nicht gerechtfer-
tigt, sofern damit der Zugang zu künftigen Gigabit-Netzen 
gemeint ist, deren Verfügbarkeit und Nutzung heute nicht 
sicher prognostizierbar ist. Eine solche Ausweitung des 
Universaldienstumfangs, die letztlich der Durchsetzung 
der politisch defi nierten Breitbandziele dienen würde,62 
wäre vielmehr eine systemfremde Instrumentalisierung 
des Universaldienstes in seiner derzeitigen Konzeption. 
Hinzu kommt, dass die Ankündigung eines Anspruchs auf 
Zugang zum schnellen Internet bei den Netzbetreibern 
die Hoffnung auf Mitnahmeeffekte (namentlich in Form ei-
ner zumindest partiellen Subventionierung des Netzaus-
baus durch öffentliche Mittel) nähren und hierüber sogar 
investitionshemmende Wirkung entfalten könnte.63

Der Wortlaut des Koalitionsvertrages ließe sich allerdings 
auch so verstehen, dass künftig ein im Einzelnen noch nä-

59 So auch T. J. Gerpott: Zweifelhafte Gigabit-Versprechen …, a. a. O.
60 Vgl. Europäische Kommission: 2. Überprüfungsmitteilung, KOM 

(2008) 572 endgültig, S. 11; auch A. Neumann et al., a. a. O., S. 266.
61 Vgl. L. Klingbeil: Den digitalen Wandel gerecht gestalten – für alle, 

spd.de-Beitrag vom 4.2.2018, https://www.spd.de/aktuelles/detail/
news/-8e40d858ab/04/02/2018/ (26.4.2018).

62 So auch relativ deutlich L. Klingbeil, a. a. O.: „Sollten die Breitband-
Ziele weiterhin verfehlt werden, wird … ab 2025 erstmals ein Recht 
auf schnelles Internet greifen.“

63 Vgl. etwa D. Delhaes, D. Neuerer: Kommunen zerreißen GroKo-Pläne 
für schnelles Internet, in: Handelsblatt vom 6.2.2018; T. J. Gerpott: 
Zweifelhafte Gigabit-Versprechen …, a. a. O.
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her zu defi nierender Breitbandanschluss für einen funkti-
onalen Internetzugang erforderlich sein wird. Dies läge – 
unter Beachtung der richtlinienrechtlich vorgegebenen Kri-
terien – grundsätzlich auch in der mitgliedstaatlichen Kom-
petenz. Zugleich könnten durch eine hierauf beschränkte 
Festlegung (etwa innerhalb eines Korridors von 10 Mbit/s 
bis 50 Mbit/s)64 auch investitionshemmende Wirkungen in 
Bezug auf den Ausbau von Glasfasernetzen weitestmög-
lich vermieden werden. Ob und in welcher Weise hiervon 
Gebrauch gemacht werden könnte, hängt wesentlich von 
der endgültigen Ausgestaltung der Universaldienstvor-
schriften im künftigen Kommunikationskodex der EU ab.

Fazit

Mit dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
wurden wichtige Weichen für den zukünftigen Übergang 
in eine „Gigabit-Gesellschaft“ gestellt. Ein besonders 
zentraler Aspekt betrifft die hierfür erforderliche Bereit-
stellung einer adäquaten digitalen Infrastruktur. Mit einem 
fl ächendeckenden Ausbau von „Gigabit-Netzen“ bis 2025 
wird eine insgesamt angemessene Zielsetzung verfolgt, 
die allerdings noch in einigen Punkten der Konkretisie-
rung bedarf.

Auf Maßnahmenebene sollen vor allem ein Gigabitinves-
titionsfonds, gespeist aus Erlösen der Spektrumsaukti-
on und aus Haushaltsmitteln, bereitgestellt und hiermit 
Ausbaubeihilfen insbesondere in ländlichen Regionen 
gewährt werden. Solche Fördergelder stellen grundsätz-
lich ein legitimes Mittel zur Erreichung normativ gesetzter 
Ausbauziele dar, sollten aber marktkonform und sparsam 
vergeben werden. Das telekommunikationsrechtliche 
Universaldienstregime erweist sich hingegen als nicht 

64 Der Verbraucherzentrale Bundesverband: Breitband für alle, Berlin 
2015, S. 12, hielt schon vor drei Jahren eine Bandbreite von 10 Mbit/s 
zur Sicherstellung einer Grundversorgung für erforderlich.

geeignetes Mittel zur Erreichung politischer Netzausbau-
ziele. Diskutabel bleibt insoweit lediglich die ausdrück-
liche Einbeziehung eines Basisbreitbandanschlusses 
in die Leistungsbeschreibung für einen funktionalen In-
ternetzugang, soweit dies zur sozialen Teilhabe und zur 
Wahrung des regionalen Zusammenhalts erforderlich ist. 
Die investitionsfördernde Wirkung von regulatorischen 
Erleichterungen ist begrenzt und kann zudem mit nega-
tiven Auswirkungen auf den Wettbewerb verbunden sein. 
Hier sollte und kann es der Bundesnetzagentur überlas-
sen bleiben, im Rahmen des EU-rechtlich vorgegebenen 
Regulierungsverfahrens gegebenenfalls sinnvolle Diffe-
renzierungen vorzunehmen. Für eine abschließende öko-
nomische und rechtliche Bewertung bleiben die Ankündi-
gungen in Bezug auf einen möglichen Übergang zu einem 
Open-Access-Regime mit Ex-post-Kontrolle noch zu sehr 
im Unklaren.

Ob die im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Breitband-
ziele in den hierzu vorgesehenen Zeiträumen erreicht 
werden, ist vor diesem Hintergrund mit Unsicherheiten 
verbunden. Dies betrifft zum einen Fragen des mit einer 
Ausbaubeihilfe verbundenen Ausschreibungsaufwan-
des und der damit einhergehenden Unsicherheit bezüg-
lich der zeitnahen Abrufung der Mittel wie auch Fragen 
der Verfügbarkeit erforderlicher weiterer Ressourcen (vor 
allem des Tiefbaus). Zum anderen betrifft es aber eine 
Eigenschaft, die einem marktkonformen Förderansatz 
mit Wettbewerb als dem Haupttreiber primär privatwirt-
schaftlicher Investitionen systemimmanent innewohnt. 
Denn offene Wettbewerbsprozesse sind trotz ihrer allge-
meinen Vorteilhaftigkeit eben kein Instrument zum punkt-
genauen Erreichen politischer Ziele. Es bleibt zu hoffen, 
dass die neue Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
zu erwartenden Kosten und ökonomischen Ineffi zienzen 
eines weniger marktgetriebenen Ansatzes und in Konti-
nuität mit der bisherigen Telekommunikationspolitik den-
noch am Primat eines privatwirtschaftlichen Ausbaus im 
Wettbewerb festhält.
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